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Stellungnahme  

zum Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshan-

delsgesetzes (BEHG)  (vom 02.07.2026) 

Der Zentralverband Gartenbau e. V. (ZVG) anerkennt  die im Referentenentwurf vorgesehene Stabi-

lisierung der nationalen CO ₂-Bepreisung f ür das Berichtsjahr 2027. Die Fortführung des Preiskorri-

dors von 55 bis 65 Euro je Emissionszertifikat schafft kurzfristig Planungssicherheit f ür Unterneh-

men und vermeidet eine unmittelbare, nicht kalkulierbare Kopplung an deutlich volatilere europ ä-

ische Marktpreise.  Dennoch bleibt die Wettbewerbsverzerrung im Binnenmarkt aufgrund der nati-

onalen Bepreisung bestehen.  

Für den Gartenbau bleibt weiterhin die zentrale politische und rechtliche Frage ungelöst: Wie wer-

den die Brennstoffemissionen der Quellkategorie 1A4c (Land - und Forstwirtschaft, Fischzucht) ab 

dem Jahr 2028 behandelt? Der Referentenentwurf regelt zwar die Übergangsphase 2027 und den 

Systemw echsel zum ETS 2, enthält aber keine rechtssichere Herausnahme des Gartenbaus aus der 

nationalen CO ₂-Bepreisung , wie im Koalitionsvertrag vereinbart . 

Der deutsche Gartenbau steht im intensiven Wettbewerb mit Betrieben in anderen Mitgliedstaaten. 

Eine einseitige nationale CO ₂-Belastung f ührt zu Wettbewerbsverzerrungen, schw ächt die heimi-

sche Erzeugung und kann Produktionsverlagerungen beg ünstigen. Dies h ätte weder klima- noch 

wirtschaftspolitisch den gew ünschten Effekt, da die Nachfrage nach gartenbaulichen Produkten 

nicht entfällt, sondern zunehmend durch Importe gedeckt w ürde. 

Hinzu kommt, dass Entlastungsmechanismen wie die Carbon -Leakage -Verordnung für den Garten-

bau bislang keine hinreichend wirksame und verlässliche Kompensation darstellen , da diese ledig-

lich sehr große Betriebe entlasten kann . Der Gesetzgeber darf daher nicht auf nachgelagerte, unsi-

chere Entlastungsregelungen verweisen, sondern muss die strukturelle Fehlbelastung bereits im 

Anwendungsbereich des BEHG korrigieren.  

Die Transformation des Gartenbaus erfordert Investitionssicherheit, Technologieoffenheit und ge-

zielte Förderung für erneuerbare Wärme, Effizienzmaßnahmen, Abwärmenutzung, Speichertech-

nologien und standortangepasste Lösungen. Eine pauschale CO ₂-Kostenbelastung ohne verf üg-

bare Alternativen entzieht den Betrieben hingegen Investitionsmittel, die f ür die Transformation 

benötigt werden. 

Der ZVG fordert daher eine Ergänzung des Gesetzentwurfs. Die im Koalitionsvertrag angekündigte 

Entscheidung, vom Opt -In für die Landwirtschaft im ETS 2 keinen Gebrauch zu machen, muss voll-

ständig umgesetzt werden. Dies erfordert nicht nur eine Nicht -Einbeziehung in den ETS 2  und Än-

derung des TEHG , sondern zugleich eine entsprechende Anpassung des BEHG, damit landwirt-
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schaftlich und gartenbaulich eingesetzte Brennstoffe nicht über das nationale System weiter be-

lastet werden. 

Es bedarf zur Umsetzung des Koalitionsvertrags einer Änderung des Treibhausemissionshandels-

gesetzes (TEHG)  mit der Streichung im Anhang, Teil B, Abschnitt 2, Nr. 2 Buchstabe e):  

Quellkategorie -Code 1A4c: Land- und Forstwirtschaft, Fischzucht.  

 

Im Einzelnen  

Artikel 1 Ziffer 4 

Zu § 10 Abs 2: Stabilisierung des CO₂ -Preises im Jahr 2027  

Der ZVG bewertet positiv, dass § 10 Abs. 2 Satz 4 BEHG -E für die Jahre 2026 und 2027 einen Preis-

korridor mit einem Mindestpreis von 55 Euro und einem Höchstpreis von 65 Euro pro Emissionszer-

tifikat vorsieht. Dies ist gegenüber der bislang vorgesehenen Ankn üpfung an den EU -ETS -1-Durch-

schnittspreis (bzw. ETS -2 nachfolgend) ein wichtiger Beitrag zur Kostenstabilisierung.  

Artikel 1 Ziffer 4 

Zu § 10 Abs. 3: Unzureichende Regelung für ab 2028 verbleibende BEHG -Emissionen  

Kritisch  ist jedoch, dass § 10 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 BEHG-E weiterhin eine Verordnungsermächtigung 

vorsieht, wonach für den Fall verbleibender Emissionsmengen ab 2028 ein marktbasierter Preis 

festgelegt werden kann, der dem mengengewichteten Durchschnittspreis der V ersteigerungen von 

Emissionszertifikaten nach dem TEHG entspricht. Für den Gartenbau besteht dadurch das Risiko 

einer fortgesetzten nationalen Kostenbelastung, auch wenn politisch vom ETS -2-Opt-In abgesehen 

wird. Deshalb ist der o.g. Vorschlag zur Anpassung in § 7 Abs. 4 Nr. 2 erforderlich.  

Zu § 24 BEHG-E: sichert keine Freistellung der Quellkategorie 1A4c  

§ 24 Abs. 1 BEHG-E stellt im Kern darauf ab, dass BEHG -Verpflichtungen für Brennstoffemissionen 

entfallen, die ab 2028 einer Abgabeverpflichtung nach dem TEHG unterliegen. Diese Regelung ver-

meidet Doppelbelastungen zwischen BEHG und ETS 2, schafft aber kei ne eigenständige Befreiung 

für die Quellkategorie 1A4c, sofern diese gerade nicht in den ETS 2 einbezogen wird. Genau für die-

sen Fall ist eine ausdrückliche gesetzliche Klarstellung erforderlich.  

Konkrete Änderungsvorschläge  

Der ZVG schlägt folgende Ergänzungen und Änderungen des Referentenentwurfs vor:  

Regelung  Vorschlag des ZVG Begründung  

§ 7 Abs. 4 Nr. 2 BEHG einfügen: 

d) Brennstoffe, welche in 

land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben sowie der 
Fischzucht eingesetzt wer-
den.  

Legt Emissionswert Null für 

landwirtschaftliche Brenn-

stoffe fest 
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Regelung  Vorschlag des ZVG Begründung  

§ 10 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 BEHG-E Ergänzung: „Dies gilt nicht 
für Brennstoffemissionen 

aus Brennstoffen, die in der 

Quellkategorie 1A4c (Land - 
und Forstwirtschaft, Fisch-
zucht) verwendet werden.“  

Verhindert, dass Landwirt-
schaft und Gartenbau nach 

2028 über eine nationale 

Preisregelung weiter belastet 
werden, obwohl politisch 
kein ETS -2-Opt-In erfolgen 
soll.  

§ 24 Abs. 1 BEHG-E Ergänzung eines neuen Sat-
zes: „Für Brennstoffemissio-
nen aus Brennstoffen, die in 

der Quellkategorie 1A4c 

(Land - und Forstwirtschaft, 

Fischzucht) verwendet wer-
den, entfallen die Verpflich-
tungen nach §§ 7 und 8 ab 
dem 1. Januar 2028.“  

Schafft eine klare, vollzugs-
taugliche Herausnahme aus 
Berichts - und Abgabepflich-

ten nach dem BEHG.  

§ 24 Abs. 2 BEHG-E Ergänzung der Verordnungs-
ermächtigung um eine 
Pflicht zur entsprechenden 

Reduzierung der jährlichen 

Emissionsmenge um die 

Emissionen der Quellkate-
gorie 1A4c. 

Stellt sicher, dass die Heraus-
nahme auch mengenrecht-
lich nachvollzogen und nicht 

nur deklaratorisch geregelt 

wird. 

 

Änderungsvorschlag BEHG: 

neu bei §7 Abs. 4 Nr. 2 BEHG einfügen:  

d) Brennstoffe, welche in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie der Fischzucht eingesetzt 

werden. 

Begründung:  

Brennstoffe, die in der Landwirtschaft verwendet werden (Quellkategorie -Code 1A4c: Land - und 

Forstwirtschaft, Fischzucht) müssen aus dem Geltungsbereich des BEHG ausgenommen werden . 

Eine Nicht -Einbeziehung der Landwirtschaft in den ETS 2 muss mit der Nicht-Einbeziehung in den 

nationalen Emissionshandel verbunden werden.   

Änderungsvorschlag zu § 10 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 BEHG -E 

„Für den Fall, dass gemäß einer Rechtsverordnung nach § 24 Absatz 2 für die Jahre ab 2028 eine jähr-

liche Emissionsmenge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 verbleibt, kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 

die Fortführung des Verkaufs zu einem marktbasierten Preis geregelt werden. Dies gilt nicht für 

Brennstoffemissionen aus Brennstoffen, die in der Quellkategorie 1A4c (Land- und Forstwirtschaft, 

Fischzucht) verwendet werden.“ 
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Begründung : Die Ergänzung stellt sicher, dass die politisch zugesagte Nicht -Einbeziehung der 

Landwirtschaft in den ETS 2 nicht durch eine nationale Anschlussbepreisung konterkariert wird. 

Ohne diese Klarstellung könnten gerade jene Emissionsmengen, die nicht in den ETS 2 überführt 

werden, weiterhin einer nationalen Preisbildung unterliegen.  

Änderungsvorschlag zu § 24 Abs. 1 BEHG -E 

„Die Verpflichtungen nach § 7 Absatz 1 und § 8 entfallen in Bezug auf Brennstoffemissionen aus 

Brennstoffen, die nach dem 31. Dezember 2027 nach § 2 Absatz 2 oder 2a in Verkehr gebracht werden 

und ab dem 1. Januar 2028 einer Abgabeverpflichtung nach § 7 des Treibhausgas -Emissionshandels-

gesetzes unterliegen. Satz 1 gilt entsprechend für Brennstoffemissionen aus Brennstoffen, die in der 

Quellkategorie 1A4c (Land- und Forstwirtschaft, Fischzucht) verwendet werden.“ 

Begründung : § 24 Abs. 1 BEHG-E vermeidet bislang lediglich Doppelbelastungen für Emissionen, 

die künftig dem ETS 2 unterliegen. In der Folge der Umsetzung des Auftrags aus dem Koalitionsver-

trag (kein Opt-In) ist jedoch für den Gartenbau gerade die Herausnahme aus dem ETS 2  umzuset-

zen. Deshalb bedarf es einer ausdrücklichen Befreiung, damit nicht eine nationale Restbelastung 

verbleibt.  

Änderungsvorschlag zu § 24 Abs. 2 BEHG -E 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-

desrates bedarf, die jährliche Emissionsmenge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 für die Jahre ab 2028 anteilig 

um die Menge der Brennstoffemissionen zu verringern, für die nach Maßgabe von Absatz 1 die Abga-

bepflicht nach § 8 entfällt. Die Verringerung umfasst auch die Brennstoffemissionen der Quellkatego-

rie 1A4c (Land- und Forstwirtschaft, Fischzucht).“ 

Begründung : Die Befreiung der Quellkategorie 1A4c muss auch in der Mengensteuerung des natio-

nalen Systems abgebildet werden. Andernfalls entstünden Vollzugsunsicherheiten und die Gefahr, 

dass die betreffenden Emissionen weiterhin als nationale Restmenge behandelt we rden. 

 

ZVG, 14.07.2026  
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